
Der Konflikti mSozial− und
Pflegebereichspitzt sichzu.
Die Gewerkschaftenrufen
für den 3. November zu
einer Demonstration auf.

(ik)−ImStreit umdenSAS−Kol-
lektivvertrag Sozial− und Pflege-
sektors (secteur d'aide et de
soins et des services sociales)
stehen Gewerkschaften und Pa-
tronat nun vor dem Schlichter.
Diesist der vorläufige Endpunkt
eines Konfliktes, der sich seit
Jahren hinzieht. "Seit den 80er
Jahren gibt es permanent Kon-
flikte, wennes umtarifpolitische
Fragen in diesem Sektor geht",
sagte ein sichtlich verärgerter
Syndikatspräsident André Roelt-
genvomOGBLauf einer gemein-
samen Pressekonferenz mit dem
LCGB amvergangenen Dienstag
inEsch/Alzette.
Größter Streitpunkt zwischen

Gewerkschaften und Patronat:
die Bezahlung der privaten An-
gestellten. Voneinerjahrelangen
ungerechten "Zwei−Klassen−Be-
zahlung" sprechen die Gewerk-
schaften. Zwar sollte dieses Un-
gleichgewicht mit demASFT−Ge-
setz von1999, das eine parallele
Lohnentwicklung zwischen öf-
fentlichemund privatemSektor
vorsieht, geändert werden. Doch
über das Entwicklungsvolumen
gibt es nochStreit.
Bereits Anfang1999 hattesich

nachInformationen der Gewerk-
schaften Familienministerin Ma-
rie−Josée Jacobs in einem Brief
an die damalige Sozial ministerin
Mady Delvaux−Stehres darüber
beschwert, dass die gewerk-
schaftlichen Lohnforderungen
zu hoch seien. Sie lägen über
dem Plus, welches i m Lohnab-
kommen des öffentlichen Sek-
torsfestgelegt wurde.

"Unsinn" meinen die Gewerk-
schaften undsehensichinihrer
Forderung nacheiner sofortigen
Umsetzung von Artikel 28 des
SAS−Kollektivvertrages durch ei-
ne Studie der IGSS bestätigt. In
demumkämpften Artikel 28 ver-
einbarten Gewerkschaften und
Patronat, jede Gehaltssteige-
rung, die i möffentlichen Sektor
beschlossen wird, ab dem1. Ja-
nuar 1999 in Form einer 'Enve-
loppe' an das Personal weiterzu-
geben.
Dann jedoch weigerte sich

plötzlichdas Patronat zuzahlen.
Begründung: Man sei nicht in
der Lage, die darin beschlosse-
nen Lohnanpassungen zu finan-
zieren. DieSchuldliegt nachAuf-
fassung des Patronats beim
Staat.
"Es gibt sowohl eine Differenz

zwischen den Gewerkschaftsfor-
derungen und dem, was der
Staat zugestehen will, als auch
zwischen dem, was der Staat ge-
ben will unddem, was das Patro-
nat zu zahlen bereit ist", hatte
Patronatsvertreter Jean Schoos
bereits i mJuni anlässlich eines
Rundtischgespräches der woxx
(siehe woxx Nr. 592) erklärt.
Nachzahlen für die Jahre
1999−2000 wollen die Arbeitge-
berlediglich1,8für die BeamtIn-
nen beziehungsweise 2,4 Pro-
zentfür die ArbeiterInnen. OGBL
undLCGBfordern5,6respektive
6,7 Prozent Lohnanpassung.
"Es geht ums Prinzip", so OG-

BL−Vertreter André Roeltgen. Es
könne nicht angehen, dass man
demSektor zunächst einegewis-
se Tarifautonomiezugestehe, sie
dannaber nicht respektiere. Der
Gewerkschafter warnteinseiner
Rede Patronat und Regierung
vor einem längerfristigen Ar-
beitskonflikt, sollten die Gesprä-
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Une Mère Teresa pour la migration
Le "Centre de documentati on sur les migrations humai-
nes" à Dudelange est né il y a ci nq ans à partir d' une
i nitiative citoyenne dans le quartier Italie de Dudelange.
Sis en la gare Usi nes de la l ocalité, le centre a certes
bénéficié d' une ai de conjoi nte de la commune et de
l' Etat pour l'i nfrastructure de base. Hélas, pour lesfrais
de foncti onnement, le gouvernement se montre pl us
réticent en matière d' histoire des migrations que dans
l' ali mentation de musées d' art ou de centres culturels
non encore existants.
Mercredi dernier, la cérémonie d'i nauguration virtuelle
d' un" memory wall" a eulieu au centre en présence dela
prési dente d' honneur, Maria−Teresa, Grande−Duchesse
du pays et ill ustre ex−migrante. Suite aux évènements
du 11 septembre, l' oeuvre des étudiant−e−s de la Miami
Universityà Oxford(Ohi o) n' était pas encore parvenue à
Dudelange. C' étaittoutefoisl' occasion pour M. di Barto-
lomeo, prési dent de l' asbl et bourgmestre, d' exhorter
les responsables que le phénomène migratoire n' était
poi nt problématique à conditi on que son histoire serait
étudiée et divulgée au grand public. En privant le Centre
des moyens mini maux pour assurer une permanence
professionnelle, les pouvoirs publics se sont refusés à
admettre le potentiel éducatif crucial de cette i nitiative
excl usivement bénévole. Message reçu par la Grande−
Duchesse, en l' absence de quel que minstre concerné.

Nationale Begeisterungfürs Autofreie?
Kann der Staatssekretär nichtlesen, oder hat er womög-
lich etwas übersehen?Eine Motion der GrünenzumThe-
ma "autofrei" verabschiedete die Abgeordnetenkammer
ei nsti mmigi n sei ner Sitzung amvergangenen Dienstag.
Dari n fordert die grüne Frakti on die Regierung auf, den
diesjähri gen"Dag ouni Auto" nachträglich zu eval uieren.
Weitaus erstaunlicher allerdi ngsist die Zusti mmung an-
sonsten eher autobegeisterter Abgeordneter zu fol gen-
demVorschlag: Die Ei nführung ei nes landesweiten, au-
tofreien Sonntags− dieses Mal aber bitte schönrechtzei-
ti g angekündigt und mit den Betroffenen koordi niert.
I st die ungeteilte Unterstützung ei ne Nebenwirkung ei-
nes Umweltschutz−Rausches? Nach dem Motto: Nach
der Ratifizierung des Kyotoer Abkommen als dritter EU−
Mitgliedstaat muss Luxemburg zumeuropäischen Vor-
bil d i n Sachen ( mi ni malistischer) Umweltschutz wer-
den.
Oder geschah der Zuspruch etwa, weil alle wissen, dass
Moti onen eh kei ne Verbi ndlichkeit besitzen und meist i n
der großen Schrei btischablage auf Ni mmerwiedersehen
verschwinden?
Möglich ist auch diese Erklärung: Am Sonntag i n Pfer-
dekutschen gemütlich durchs Ländle zu fahren, ist ro-
mantisch. Allemal besser jedenfalls, als werktags ohne
Auto Ei nkaufen fahren zu " müssen".

Arbeitsbedingungen europaweit schlechter
Jetzt ist amtlich, was ohnehi n schon viele wissen und
täglich ameigenen Leib erfahren: Die Arbeitsbedi ngun-
gen i n Europa werden i mmer schlechter. Das hat ei ne
europaweite Untersuchung der Europäischen Stiftung
zur Verbesserung der Lebens−und Arbeitsbedi ngungen
ergeben. Die Studie, die Arbeitsmi nister François Bilt-
gen am vergangenen Mittwoch der Presse vorstellte,
schl ussfolgert, dass neue Technol ogien und Wirt-
schaftswachstumkei nen Automatismusfür bessere Ar-
beitsbedi ngungen bedeuten. Die Wissenschaftler ma-
chen vor allem die I ntensivierung und Flexibilisierung
von Arbeitfür die Verschlechterungeni n der Arbeitswelt
verantwortlich.
Das Arbeiten unter Zeitdruck ist weit verbreitet: I n
Luxemburg gab ei n Viertel der befragten 500 Arbeitneh-
merI nnen gab an, ständi g mit erhöhtemTempozu arbei-
ten. Zwölf Prozent klagten i n dem Beobachtungsjahr
2000 über arbeitsbedi ngte Gesundheitsprobleme und
fehlten wegen Krankheit. Der EU−Durchschnitt liegt bei
neun Prozent. I nteressant außerdem: Obwohl die Unter-
suchung ArbeitnehmerI nnen i n Luxemburg mehr be-
triebliches Mitspracherecht beschei ni gte, zweifelt ei n
Drittel der Befragten daran, dass Konsultati onen zu
Verbesserungen am Arbeitsplatz führen. Weder die
Experten noch Biltgen wussten für dieses Phänomen
ei ne Erklärung.

CITEJUDICIAIRE

Tadelloser MinisterEx−Minister Goebbels will
esnicht gewesensein: In
Sachen"citéjudiciaire"

steheer sauber da, er habe
weder der Chamber noch
der Öffentlichkeit etwas

vorenthalten.

NeubausinsStadtbildsei gesetz-
lich nicht vorgeschrieben. Ver-
antwortlich für die Zusam-
menarbeit mit der Weltkultur−
Organisation sei i m übrigen
nicht das Bauten− sondern das
Kulturministerium...
Tatsache ist allerdings, dass

in der Unesco durchaus davon
ausgegangen wird, dass bauli-
che Maßnahmen wie die einer
"cité judiciare" nicht ohne ihre
Zusti mmung erfolgen sollten.
Zwar ist es nicht illegal, die Un-
escolinksliegenzulassen, doch
kann diese dann gegebenenfalls
entscheiden, ein Kulturerbe wie-
der von der Liste zu streichen.
Das für den Tourismus förderli-
cheLabel wäre danndahin.
Mit dieser Angst lebt vor al-

lemder Bürgermeister der Stadt
Luxemburg, der versucht auf
das Bauvorhaben einzuwirken,
umes den Unesco−Verantwortli-
chen dochnochschmackhaft zu
machen. Inzwischen kann er
auch mit einemAlternativ−Stand-
ort aufwarten, der viel diskutier-
ten"Rocade de Bonnevoie".
Goebbels behauptet jetzt, die

städtischenBedenkenseienneu.
1999, als das entsprechende Ge-
setzesprojekt i m Abgeordneten-
haus zur Absti mmung kam, hät-
ten die DP−VertreterInnen aus
der Hauptstadt ebenfalls für die
"cité" gesti mmt. Er verschweigt
allerdings, dass es dreier Anläu-
fe bedurfte, bevor die gleichen
DP−MandatsträgerInnenihrer Ei-
genschaft als SchöffInnen bezie-
hungsweise BürgermeisterIn der
Stadt Luxemburg eine provisori-
sche Baugenehmigung erteilten.
Die beiden ersten Male be-
schränkte sich das städtische
Neinausschließlichauf architek-

tonische Aspekte: Ein als "tour
des vents" betitelter Luftabzug-
schacht schien beispielsweise
zu hoch geraten. Das Bautenmi-
nisterium musste mehrfach
nachbessern.
Als nach 1995 und 1998 die

Stadti mJahr 2000endlichbereit
war, eine provisorische Geneh-
migung zu erteilen, tat sie dies
unter der Bedingung, dass die
Unesco umihre Meinunggefragt
werden müsste.
Dass die Stadt erst jetzt auf

die Idee kommt, ihre Rolle als
Hüterin eines Weltkulturerbes
wahrzunehmen, deutet auf denk-
malschützerische Defizitein der
eigenen Verwaltung hin. Aller-
dings dürften diese i m Bauten-
ministerium noch ausgeprägter
sein. Einen automatischen Re-
flex, bei jedemBauprojektin der
Altstadt auchdie nationalenund
internationalen Denkmalpfleger
heranzuziehen, scheint esjeden-
falls nicht zugeben.
Da verwundert es kaumnoch,

wenn bautechnische Bedenken,
wie dieFragenachder Statikdes
Standortes, nur nebenbei disku-
tiert werden. Auf die Frage der
woxx, obseines Wissens diesbe-
zügliche Untersuchungen vorlä-
gen, meinte Goebbels lediglich,
er habesichals Minister niemals
umsolche "Details" gekümmert.
DieStadtoberenihrerseits geben
an, von Probebohrungen oder
Ähnlichem bislang nichts gese-
hen zu haben. Der Ex-Minister
mag seine Person als tadellos
dahinstellen, das Dossier der
"cité judiciaire" zumindest ent-
puppt sichals äußerst blamabel.

(ergué) − Gestern feierte das
Dossier "cité judiciare" auf den
Taggenauseinen10. Geburtstag:
Am 25. Oktober 1991 hieß der
damalige Regierungsrat ein Vor-
haben von Bautenminister Ro-
bert Goebbels gut, auf demPla-
teauduSaint Esprit einen"Palais
de Justice" respektive eine"cité
judiciaire" zu errichten. Die
Krier−Brüder, Luxemburgs wohl
bekanntesten Architekten im
Ausland, wurden vom Minister
persönlich mit der Planung be-
auftragt. Sielieferten ein Projekt
ab, das nicht nur auf Zuspruch
stieß: hübsch anzusehen zwar,
aber dennoch ein dauerhafter
undsichtbarer Eingriff in die Sil-
houette der Altstadt. Trotzdem
hätte damals wohl niemandsich
träumenlassen, dass zehnJahre
später noch nicht einmal eine
definitive Baugenehmigung für
jenes Vorhabenvorliegen würde.
EinSchuldigerfür die Blamage

war schnell ausgemacht: Der in-
zwischen in die Opposition ab-
gedrängte ehemalige Bautenmi-
nister habeseineArbeit nicht or-
dentlich gemacht. Jetzt meldete
sich Robert Goebbels zu Wort
und versuchte detailliert zu be-
legen, dass ersichandieSpielre-
geln gehalten habe und keine
Verantwortung dafür trage,
wenn das Projekt über das Er-
trägliche hinaus verschleppt
wurde undimmer noch werde.
Goebbels Hauptargument: Ei-

ne Absprache mit der Unesco
hinsichtlich der Integration des

aktuell2
che scheitern. Nächste Chance
zur Einigung ist die für den
5. November angesetzte letz-
te Schlichtungssitzung. Das
Schlichtungsverfahren zwischen
Patronat und Gewerkschaften
hatteam12. Oktober begonnen−
Ergebnis der i m Mai gescheiter-
ten Neuverhandlungen.

Esgeht wohin
Mit der nochamDienstagvom

OGBL behaupteten fehlenden
"Intersektion" zwischen den bei-
den Streitparteien ist es aller-
dings offensichtlich inzwischen
vorbei: Einefür denvergangenen
Mittwoch anberaumte Presse-
konferenz der Patronatsvertre-
tungen wurde kurzfristig abge-
sagt. Romain Mauer, Präsident
der ArbeitgebervertretungEGCA
gabdazugegenüber der woxxei-
ne vage Erklärung ab. Man habe
"neue Kontakte" mit dem OGBL
aufgenommen. Als Grundfür den
Sinneswandel gab der Mauer
"neue Elemente" an, ohne diese
näher zuerläutern. Obdieneuen
Komponenten aus Gesprächen
mit dem Familienministerium
herrühren, war bis Redaktions-
schluss nicht zuerfahren.
Auch der OGBL hält sich be-

deckt: Erst auf Nachfrage bestä-
tigte Danièle Nieles die "infor-
mellen Kontakte". Mehr verraten
wollte die OGBL−Funktionärin
nicht, um "dem Prozess nicht
vorzugreifen". An der geplanten
Marschroute soll sichjedenfalls
nichts ändern, versicherte Nie-
les. Die Aufrufezur Demonstrati-
on am3. November würden wie
geplant an die Mitglieder ver-
schickt.


